Stadt Landau in der Pfalz
g.‘.si
X
Sitzungsvorlage
610/556/2019

Amt/Abteilung: Aktenzeichen:
Abteilung Stadtplanung 61_32/610-5t5
und Stadtentwicklung
Datum: 26.03.2019

An: Datum der Beratung Zustandigkeit Abstimmungsergeb.
Stadtvorstand 08.04.2019 Vorberatung N

Bauausschuss 16.04.2019 Vorberatung O

Hauptausschuss 07.05.2019 Vorberatung O

Stadtrat 21.05.2019 Entscheidung O

Betreff:

Vorhabenbezogener Bebauungsplan ,F1 Neuaufstellung 1l, 1. Teilanderung”;
Aufstellungsbeschluss gemaB Baugesetzbuch (BauGB)

Beschlussvorschlag:

1. FOr das in der Anlage umgrenzte Gebiet der Gemarkung Landau wird der
vorhabenbezogene Bebauungsplan ,F1 Neuaufstellung II, 1. Teilanderung"
gemaB § 12 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 2 Abs. 1 BauGB aufgestellt. Der
Aufstellungsbeschluss wird gem. § 2 Abs. 1 BauGB ortsiblich bekannt gemacht.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit
gemaB § 3 Abs. 1 BauGB und die frihzeitige Beteiligung der Behérden und
sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemaB § 4 Abs. 1 BauGB auf der Grundlage
des Geltungsbereichs, dem Antrag und dem Lageplan zur Vorhabenplanung
vorzunehmen.

3. Die Verwaltung wird mit der Vorbereitung des gemaB § 12 Abs. 1 Satz 1 BauGB
mit dem Vorhabentrager abzuschlieBenden Durchfihrungsvertrags beauftragt.

Begrindung:

Anlass, Planungsziele und bisherige Planungsschritte:

Der vorhandene Lebensmittelmarkt im Horstring 18a stoBt laut dem Antragsteller seit
langerem an Leistungsgrenzen und bedarf umfangreicher Modernisierungen. Diese
Missstande kdénnen wirtschaftlich nicht im Bestandsgebaude behoben werden, sodass
der Abriss des Bestandsmarkts und ein Neubau an gleicher Stelle mit 68 Stellplatzen
geplant sind. In diesem Zusammenhang strebt der Antragsteller eine VergréBerung der
Verkaufsflache von derzeit rund 730 m2 auf 1.198 m?2 einschlieBlich Backerei mit
Gastraum an.

Am 1.02.2019 wurde nach Vorabstimmung mit der Verwaltung ein Antrag auf
Aufstellung eines Vorhabenbezogenen Bebauungsplans eingereicht (Anlage 2). Dieser
Antrag ersetzt den Antrag vom 19.04.2017. Die damalige Flachenabgrenzung umfasste
westlich angrenzende Flachen, deren Nutzung bzw. Umnutzung derzeit unklar ist und
hinsichtlich  derer Verfugbarkeit der Antragsteller mit dem betroffenen
Grundstlckseigentimer keine Einigkeit zur gemeinsamen Entwicklung erzielen konnte.
Gleichwohl liegen der Verwaltung Informationen vor, die eine in absehbarer Zeit
angestrebte Umnutzung der westlich angrenzenden Flachen (brachliegendes




Gartnereigelande) zu einer wohnbaulichen Nutzung vorsehen. Die Verwaltung schlagt
dennoch eine Verfahrenstrennung der Entwicklungen vor, da eine wohnbauliche
Entwicklung bereits aufgrund des bestehenden Bebauungsplans méglich ist und -
sofern eine raumlich nach Norden erweiterte wohnbauliche Nutzung angestrebt wird —
hinsichtlich des Immissionsschutzes noch viel Zeit far gutachterliche und
architektonische Arbeiten verstreichen werden.

Eine wohnbauliche Nutzung Uber dem Markt ist aufgrund der angrenzenden
Schallemissionen der gewerblichen Nutzungen, der Supermarktnutzung, dem
StraBenverkehr im Horstring sowie aufgrund der raumlichen Enge auf dem
Vorhabengrundstlick zur Schaffung von Stellplatzen fachlich nur mit erheblichem
Aufwand realisierbar. Im Zuge des Planungsverfahrens wird in der Begrindung seitens
des Antragstellers nachzuweisen sein, warum eine wohnbauliche Entwicklung der
Obergeschosse nicht zu empfehlen bzw. wirtschaftlich nicht darzustellen ist.

Die Verwaltung begriBBt den Antrag, da hierdurch die Nahversorgung an einem
wohnortnahen Standort langfristig gesichert und vorhandene Versorgungsanlagen
dauerhaft ausgenutzt werden. DarlUber hinaus strebt die Stadt eine nachhaltige
Konzeption an, d.h. eine stadtebaulich verdichtete Nutzung bei gleichzeitiger Wahrung
der Belange von Natur und Landschaft. Deshalb ist, unabhangig von einer
wohnbaulichen Nutzung, eine Dachbegriinung zur Bericksichtigung der klimatischen
und entwasserungstechnischen Belange vorzusehen. Ferner strebt die Verwaltung die
Verbesserung der Larmbelastungen gegenuber der stidlichen Wohnbebauung an.

Abgrenzung und Beschreibung des Geltungsbereichs:

Der Geltungsbereich liegt westlich des Horstrings und nérdlich der Wohnbebauung der
SpeyerbachstraBBe. Er umfasst die Flursticke 3980/4, 3980/6, 3983/4, 3986/4 und teilweise
die Flurstlicke 3980/5, 3983/3 und 3986/3 in der Gemarkung Landau mit einer GréBe von
5.110 m2 (siehe Lageplan in Anlage 1).

Die umliegenden Nutzungen stellen sich wie folgt dar:

. Sudlich: Wohnbebauung

Westlich: brachliegendes Gartnereigelande mit Nutzgebauden und Freiflachen

o Nordlich: Gewerbeflachen (u.a. Dachdeckerei), Lebensmittelmarkt

. Ostlich: Horstring mit angrenzender Wohnbebauung

Die verkehrliche ErschlieBung ist Gber die Ein-/ Ausfahrt am Horstring vorhanden.

Innerhalb des Plangebietes befinden sich aktuell folgende Nutzungen:

. Lebensmittelmarkt mit 61 Stellpldtzen und einer Anlieferungsrampe an der
stdlichen Grundsticksgrenze

. brachliegendes Gartnereigelande mit Nutzgebauden und Freiflachen

. Grunflachenbestand im nordwestlichen Bereich

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans sollte abweichend vom
Antrag, nicht das stadtische Flurstick 3989 umfassen, da eine Nutzungsanderung
seitens des Vorhabentragers nicht angestrebt wird und damit eine Uberplanung
stadtebaulich nicht erforderlich ist.

Bestehendes Planungsrecht und Planerfordernis:

FUr das Areal besteht seit 17.07.2006 der Bebauungsplan ,F1 Neuaufstellung I1”. Er setzt
far den Geltungsbereich ein Gewerbegebiet sowie im Bereich der westlichen
Erweiterungsflachen ein Mischgebiet, Uberbaubare Grundsticksflachen sowie Flachen
far das Anpflanzen von Baumen und Strauchern fest.




Es liegt ein Planungserfordernis vor, da die geplante Verkaufsflaiche des
Lebensmittelmarktes die 800 m2-Grenze zur GroBflachigkeit Uberschreitet und die
bauplanungsrechtliche Zulassigkeit nicht auf der Grundlage des bestehenden
Bebauungsplans gegeben ist. Zur bauplanungsrechtlichen Zulassigkeit bedarf es der
Festsetzung eines Sondergebietes gemaB § 11 Abs. 3 BauNVO. Zudem bedarf die
Vorhabenplanung einer stadtebaulichen Steuerung um Nutzungskonflikte zwischen der
Einzelhandelsnutzung und der angrenzenden Wohnnutzung zu vermeiden.

Der ,Flachennutzungsplan 2010” und der Vorentwurf des ,Flachennutzungsplans
2030" stellen das Plangebiet gleichermaBen Uberwiegend als gewerbliche Bauflache
und untergeordnet als gemischte Bauflache dar. Damit widersprechen die
Flachennutzungspldane der stadtebaulichen Zielsetzung. Dieser Widerspruch ist — nach
Klarung der Verfahrensart des Bebauungsplans — entweder durch eine Berichtigung des
FNP 2010 oder durch eine Bericksichtigung im aktuellen Verfahren zur Neuaufstellung
des Flachennutzungsplans (Entwurf) aufzulésen.

Erforderliche Fachgutachten

Folgende Gutachten sind nach derzeitiger Kenntnis erforderlich und werden dem

Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans zu Grunde liegen.

1. Aufgrund der derzeitigen Nutzung des Plangebietes bedarf es eines
Artenschutzgutachtens, insbesondere hinsichtlich des Baumbestands im
nordwestlichen Bereich.

2. Die Vertraglichkeit mit den landesplanerischen und oértlichen Vorgaben zum
Thema Einzelhandel (LEP IV, Einheitlicher Regionalplan, Einzelhandelskonzept der
Stadt Landau) wurde gutachterlich durch das Biro Junker + Kruse im Marz 2016
bestatigt. Dieser Prifung lagen jedoch das Einzelhandelskonzept 2010 sowie nur
eine Verkaufsflache von 1.050 m2 zu Grunde, derzeit sind 1.198 m?2 einschlieBlich
Backer-Gastraum geplant. Die Verwaltung geht aufgrund vergleichbarer
Entwicklungen mit Lebensmittelmarkten in Landau davon aus, dass die
VergréBerung der Verkaufsflache sowohl raumordnerisch als auch hinsichtlich des
stadtischen  Einzelhandelskonzeptes vertraglich ist. Dennoch st die
Einzelhandelsvertraglichkeit auf Basis der aktuellen Planungsiberlegungen
gutachterlich zu bestatigen.

3. Aufgrund der GroBflachigkeit des Lebensmittelmarktes sind mittels einer
Vorprifung Uberschldagig die erwarteten Umweltauswirkungen zu ermitteln (§ 7
Umweltvertraglichkeitsgesetz und § 3 i.V.m. Anlage 1 Nr. 5.5.2 des Landesgesetzes
Uber die Umweltvertraglichkeitsprafung).

4. Aufgrund des anfallenden Liefer- bzw. Kundenverkehrs in Verbindung mit der
westlich angrenzenden Wohnbebauung ist ein schalltechnisches Gutachten
erforderlich.

5. Aufgrund der Gelandevornutzung und im Zusammenhang mit dem Umgang des
anfallenden Oberflachen-/ Niederschlagswassers ist fir den westlichen Bereich
eine Altlasten- und Baugrunduntersuchung erforderlich.

6.  Hinsichtlich der Entwasserung ist eine gutachterliche Stellungnahme zum Umgang
mit dem anfallenden Oberflachen-/ Niederschlagswasser erforderlich.

Weitere Gutachten sind nach aktuellem Kenntnisstand nicht notwendig, kénnen aber
jederzeit unter Kostentragung des Antragstellers nachgefordert werden.

Planungsverfahren:

Die Voraussetzungen fur die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
sind erfullt. Der Vorhabentrager verfigt Uber die Zugriffsrechte auf die erforderlichen
Grundstucke, ist bereit und in der Lage das Vorhaben innerhalb einer bestimmten Frist




durchzufihren und wird sich verpflichten die Planungs- und ErschlieBungskosten zu
tragen. Hierzu wird die Verwaltung mit dem Vorhabentrager vor Satzungsbeschluss
einen DurchfUhrungsvertrag erarbeiten.

Es ist zunachst eine Vorprifung nach §7 UVPG durchzufihren. Hiervon hangt die
Bebauungsplan-Verfahrensart ab. Die Verwaltung geht aufgrund der Erfahrung aus
anderen Fallen davon aus, dass der Bebauungsplan nicht im beschleunigten Verfahren
aufgestellt werden kann, da es durch die Lage zwischen Wohn- und
Gewerbenutzungen zu abwagungsrelevanten immissionsschutzrechtlichen
Fragestellungen kommen wird.

Weitere Vorgehensweise

Der Antragsteller hat noch keinen Vorentwurf fir den vorhabenbezogenen
Bebauungsplan erstellt, da er zunachst den Vorentwurf des Vorhaben- und
ErschlieBungsplans hinsichtlich der fachlichen Belange konkretisieren moéchte. Daher
soll nach dem Aufstellungsbeschluss eine friihzeitige Beteiligung von Offentlichkeit und
Tragern offentlicher Belange durchgefiihrt werden. Basierend auf den eingehenden
Stellungnahmen und den weiteren Abstimmungen mit der Verwaltung wird der
Vorhabenbezogene Bebauungsplan erarbeitet. Dem Bauausschuss wird dann die
fortgeschrittene Planung zum Offenlagebeschluss vorgelegt.

Anlagen:

Anlage 1: Geltungsbereich
Anlage 2: Antrag des Vorhabentragers

Beteiligtes Amt/Amter:

Amt fur Recht und 6ffentliche Ordnung
Dezernat Il - BGM
Finanzverwaltung/Wirtschaftsférderung

Schlusszeichnung:




	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage

